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TOP I.18 

Zukunft der volljuristischen Ausbildung  

Berichterstattung: Berlin und Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Sachsen 

 
1. Den Justizministerinnen und Justizministern ist es ein wichtiges Anliegen, dass die 

Juristenausbildung attraktiv und zukunftsgerecht ausgestaltet ist. Sie sind sich darin 
einig, dass das rechtswissenschaftliche Universitätsstudium, der anschließende 
Vorbereitungsdienst und die juristischen Staatsprüfungen die Qualität der 
Juristenausbildung in Deutschland ausmachen und sichern. Sie müssen als 
Voraussetzungen für die Befähigung zum Richteramt unangetastet fortbestehen. Nur so 
kann der besonderen Verantwortung Rechnung getragen werden, die mit den 
reglementierten juristischen Berufen verbunden ist. 
 

2. Die volljuristische Ausbildung muss gleichzeitig den Herausforderungen der Zukunft 
gerecht werden können. Dafür bedarf sie einer ständigen Evaluation und auf dieser 
Grundlage gegebenenfalls Anpassungen. Die Justizministerinnen und Justizminister 
sind sich einig, dass die Ausbildung nicht nur geeignet sein muss, die erforderlichen 
Fachkompetenzen zu vermitteln, sondern auch Interesse und Begeisterung für eine 
juristische Tätigkeit wecken sowie zu kritischem Denken und zur Reflexion der 
besonderen Stellung der Juristinnen und Juristen in der Gesellschaft anregen soll. 
 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister begrüßen daher, dass sich der Ausschuss zur 
Koordinierung der Juristenausbildung bereits im Rahmen seines Projekts „Juristin und 
Jurist der Zukunft“ intensiv mit den Herausforderungen und der Attraktivität der 



volljuristischen Ausbildung sowie den fachlichen und fachübergreifenden Kompetenz- 
und Qualitätsanforderungen an „Juristinnen und Juristen der Zukunft“ befasst. 
 

4. Die Justizministerinnen und Justizminister beauftragen den Koordinierungsausschuss 
über die Ergebnisse seiner Untersuchungen zur Zukunft der Juristenausbildung auf der 
Frühjahrskonferenz der Justizministerinnen und Justizminister 2024 zu berichten.  


